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Aus diesen Gründen

hat

DER GERICHTSHOF

auf die ihm vom Finanzgericht Düsseldorf gemäß dessen Beschluß vom
8. März 1974 vorgelegten Fragen für Recht erkannt:

Eine Abgabe, die gewerbliche Ausfuhren in andere Mitgliedstaaten unter­
schiedslos dadurch einer finanziellen Belastung unterwirft, daß die Entla­
stung von inländischen Abgaben teilweise aufgehoben wird, und die
daher eng mit dem inländischen Umsatzsteuerrecht verzahnt ist, weist die
Merkmale einer inländischen Abgabe im Sinne der Artikel 95 ff. des Ver­
trages auf und stellt folglich keine Abgabe zollgleicher Wirkung im Sinne
von Artikel 12 des Vertrages dar.

Lecourt Ó Dálaigh Mackenzie Stuart Donner Monaco

Mertens de Wilmars Pescatore Kutscher Sørensen

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 22. Oktober 1974.

Der Kanzler

A. Van Houtte

Der Präsident

R. Lecourt

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS GERHARD REISCHL

VOM 2. OKTOBER 1974

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

Im Herbst des Jahres 1968 ergab sich in
der Bundesrepublik Deutschland ein gro­
ßer Zahlungsbilanzüberschuß. Er ging —

wie uns im Verfahren erklärt wurde —
zurück auf die unterschiedliche Preisent­
wicklung einerseits in der Bundesrepu­
blik Deutschland und andererseits in de­
ren wichtigsten Abnehmerländern, was
zu einer stark aktiven Handelsbilanz
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führte; eine Rolle spielten auch umfang­
reiche spekulative Kapitalbewegungen,
die infolge einer erwarteten Aufwertung
der DM und einer Abwertung des fran­
zösischen Franken zustande kamen.

In dieser Situation lag es nahe, an die
Anwendung des Gesetzes zur Förderung
der Stabilität und des Wachstums der
Wirtschaft vom 8. Juni 1967 zu denken,
in dessen § 4 es heißt: „Bei außenwirt­
schaftlichen Störungen des gesamtwirt­
schaftlichen Gleichgewichts, deren Ab­
wehr durch binnenwirtschaftliche Maß­
nahmen nicht oder nur unter Beeinträch­
tigung der in § 1 genannten Ziele mög­
lich ist, hat die Bundesregierung alle
Möglichkeiten der internationalen Koor­
dination zu nutzen. Soweit dies nicht

ausreicht, setzt sie die ihr zur Wahrung
des außenwirtschaftlichen Gleichge­
wichts zur Verfügung stehenden wirt­
schaftspolitischen Mittel ein." So kam es
am 29. November 1968 zum Erlaß eines
am 1. Dezember 1968 in Kraft getretenen
Gesetzes über Maßnahmen zur außen­
wirtschaftlichen Absicherung gemäß § 4
des Gesetzes zur Förderung der Stabilität
und des Wachstums der Wirtschaft. Es

bestimmt in § 1 zur Erleichterung der
Einfuhren, daß all denen, zu deren La­
sten in der Zeit vom 20. November 1968
bis zum 31. März 1970 Einfuhrumsatz­

steuerschulden entstehen, eine Einfuhr­
vergütung in Form einer Steuerermäßi­
gung gewährt wird. Zur Ausfuhrseite —
die jetzt vor allem interessiert — ordnete
§ 2 an, daß die Ausfuhr von Gegenstän­
den durch Unternehmen in der Zeit vom
29. November 1968 bis zum 31. März
1970 einer Sonderumsatzsteuer unterlie­

ge. Sie betrug in der Regel 4 % der Be­
messungsgrundlage (d. h. praktisch des
Entgelts), für bestimmte Gegenstände
2 %, Marktordnungswaren dagegen wa­
ren gänzlich von ihr ausgenommen. Zur
Erhebung dieser Steuer galt, daß die be­
treffenden Unternehmen binnen 10 Ta­
gen nach Ablauf jedes Kalendermonats
(des sogenannten Voranmeldungszeit­
raums) eine Voranmeldung der in Be­
tracht kommenden Geschäfte abzugeben
und eine Steuerberechnung für diesen

Zeitraum vorzunehmen hatten. Die Steu­
erschuld entstand — so bestimmte das
Gesetz ebenfalls — mit Ablauf des Vor­

anmeldungszeitraumes, in dem die Aus­
fuhr bewirkt wurde.

Noch vor Ablauf des ursprünglich vor­
gesehenen Geltungszeitraumes verfügte
die Bundesregierung durch Verordnung,
daß mit Wirkung vom 11. Oktober 1969
die Vergütungssätze und die Steuersätze
auf Null gesenkt würden. Nachdem am
27. Oktober 1969 eine Aufwertung der
DM um 9,3 % beschlossen worden war,
hat die Bundesregierung durch Verord­
nung vom 28. Oktober 1969 die §§ 1
und 2 des Absicherungsgesetzes aufgeho­
ben.

Die Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften wurde über den Inhalt des
Gesetzesentwurfs vom 22. November

1968 in einer Verbalnote der Ständigen
Vertretung der Bundesrepublik Deutsch­
land vom 25. November 1968 unterrich­

tet. Sie kam nach sofortiger Überprüfung
zu der Ansicht, ein Verstoß gegen Ge­
meinschaftsrecht sei zu jener Zeit nicht
zu erkennen. Wissenswert ist außerdem,
daß über die in der Bundesrepublik
Deutschland beabsichtigte Maßnahme
gesprochen wurde auf der vom 20. bis
22. November 1968 in Bonn veranstalte­

ten Tagung der Minister und Noten­
bankgouverneure der zehn an den allge­
meinen Kreditvereinbarungen beteiligten
Länder (unter ihnen alle damaligen Mit­
gliedstaaten außer Luxemburg). Auch
bei dieser Gelegenheit wurde die Absicht
der Bundesregierung gebilligt.
Das geschilderte Absicherungsgesetz er­
langte unter anderem für die Firma De-
mag, die Klägerin des Ausgangsverfah­
rens, Bedeutung. Diese Firma ist mit der
Herstellung und dem Vertrieb von Anla­
gen des Maschinenbaus befaßt und hatte
in der Zeit der Geltung des Absiche­
rungsgesetzes Exporte getätigt. Demge­
mäß sollte sie für die Monate Dezember
1968 sowie Januar bis September 1969
Vorauszahlungen für die Sonderumsatz­
steuer leisten. Soweit davon Ausfuhren
in die Mitgliedstaaten der EWG betrof­
fen wurden, hält die Firma Demag eine
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solche Besteuerung jedoch im Hinblick
auf die Bestimmungen des EWG-Ver­
trags für unzulässig. Sie hat sich deshalb
gegen die Steuerbescheide zur Wehr ge­
setzt, und als sie so keinen Erfolg erziel­
te, das Finanzgericht Düsseldorf angeru­
fen. Vor allem ist die Firma Demag der
Auffassung,, es handele sich bei der Son­
derumsatzsteuer um eine Abgabe mit
zollgleichen Wirkungen und sie sei daher
— soweit Ausfuhren in die EWG-Mit­

gliedstaaten in Frage stehen — nach dem
unmittelbar anwendbaren und mit Vor­

rang ausgestatteten Artikel 12 des EWG-
Vertrags nicht statthaft. — Das beklagte
Zollamt steht demgegenüber — unter
Berufung auf eine Ansicht des Bundesfi­
nanzhofs — auf dem Standpunkt, es
könne nicht von einer Abgabe mit zoll­
gleichen Wirkungen gesprochen werden,
vielmehr bilde die Abgabe einen Teil des
staatlichen Umsatzsteuersystems, und sie
sei so gesehen nach den steuerrechtlichen
Vorschriften des EWG-Vertrags nicht zu
beanstanden.

Da das Finanzgericht Zweifel an der
Richtigkeit der zuletzt dargelegten An­
sicht hat, setzte es, einer Anregung der
Klägerin folgend, durch Beschluß vom
8. März 1974 das Verfahren aus und legte
gemäß Artikel 177 des EWG-Vertrags
folgende zwei Fragen zur Vorabentschei­
dung vor:

„1. Erfaßt das Verbot der Einführung
von Abgaben zollgleicher Wirkung
gem. Art. 12 EWG-Vertrag die Ein­
führung einer Abgabe,
a) die gewerbliche Ausfuhren in an­

dere Mitgliedstaaten der Gemein­
schaft einer finanziellen Bela­
stung von 4 % bzw. 2 % unter­
wirft,

b) die der nationale Gesetzgeber in
das Gewand einer „Sonderum­
satzsteuer" kleidet,

c) die an Systembegriffe des inlän­
dischen Umsatzsteuerrechts an­

knüpft,
d) deren Ziel es ist, die nationalen

Ausfuhrerzeugnisse einer im Be­
reich der EWG in dieser Form

sonst nicht existierenden Sonder­
belastung zu unterwerfen, um sie
in ihrer Wettbewerbsfähigkeit ge­
genüber den Erzeugnissen der
übrigen Mitgliedstaaten zu beein­
trächtigen und

e) die zur Folge hat, daß die ausge­
führte Ware nunmehr der Be­

steuerung sowohl des Ursprungs­
landes als auch der des Bestim­
mungslandes unterliegt?

2. Läßt sich ein etwaiger Verstoß einer
derartigen Abgabe gegen Art. 12
EWG-Vertrag dadurch legitimieren,
daß mit ihrer Einführung eine Wäh­
rungsaufwertung vermieden werden
sollte? Läßt sich aus der den Mit­
gliedstaaten in Art. 107 EWG-Ver­
trag vorbehaltenen Befugnis zur Än­
derung der Wechselkurse auch eine
Ermächügung zur Einführung von
aufwertungsersetzenden Abgaben
zollgleicher Wirkung entnehmen?
Unter welchen Voraussetzungen
könnte die Einführung einer solchen
Abgabe als Schutzmaßnahme i. S.
des Art. 109 Abs. 1 EWG-Vertrag
gerechtfertigt sein? Läßt sich bei
NichtVorliegen der Voraussetzungen
des Art. 109 Abs. 1 EWG-Vertrag
die Einführung einer aufwertungser­
setzenden Abgabe zollgleicher Wir­
kung damit rechtfertigen, daß nach
Art. 2 EWG-Vertrag die Förderung
der Stabilität und damit auch die
Aufrechterhaltung des äußeren Geld­
wertes und nach Art. 3 g EWG-Ver­
trag die Behebung von Störungen im
Gleichgewicht der Zahlungsbilanzen
der Mitgliedstaaten zu den Aufgaben
der Gemeinschaft gehören?"

Diese Fragen sind unter Berücksichti­
gung der Äußerungen, die die Klägerin
des Ausgangsverfahrens, die Regierung
der Bundesrepublik Deutschland und die
Kommission der Europäischen Gemein­
schaften im Laufe des Verfahrens ge­
macht haben, zu untersuchen.
Mit der ersten Frage, die auf eine Klä­
rung des Begriffes „Abgabe mit zollglei­
chen Wirkungen" im Sinne des Artikels
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12 des EWG-Vertrags abzielt, gibt das
vorlegende Gericht eine Charakterisie­
rung der im Jahre 1968 für Exporte ein­
geführten Sonderumsatzsteuer. Nach
dem, was wir im Verfahren gehört ha­
ben, stellt sich zunächst die Frage, ob
diese Kennzeichnung ausreichend ist.
Tatsächlich erscheint es zumindest nütz­
lich, einige zusätzliche Merkmale hervor­
zuheben, wie es auch in dem Gutachten
von Professor Zuleeg geschehen ist, das
sich bei den Akten befindet.

Man sollte sich also vor Augen halten —
zum Teil wurde dies bei der Schilderung
des Sachverhalts schon berührt —, daß
das Absicherungsgesetz, nach dem Ex­
porte mit einer Sonderumsatzsteuer zu
belegen waren, mit einer währungs-und
konjunkturpolitischen Zielsetzung ergan­
gen ist, nämlich zur Verhinderung eines
Ungleichgewichts der Zahlungsbilanz
und zur Dämpfung des Preisauftriebs im
Inland. Dem entspricht die Erkenntnis,
daß es eine zweiseitig wirkende Maßnah­
me zum Gegenstand hatte, daß es so­
wohl für Ausfuhren wie für Einfuhren

galt und daß dabei die Bemessungs­
grundlagen sowie die Vergütungs- bzw.
Abgabesätze übereinstimmten.
Wichtig ist außerdem, daß es vorwiegend
gewerbliche Ein- und Ausfuhren sowie in
gewissem Umfang Dienstleistungen be­
traf, während die Waren ausgenommen
waren, die einer EWG-Marktordnung
unterliegen.
Hervorzuheben ist auch, daß die Aus­
fuhrabgabe als Sonderumsatzsteuer aus­
gestaltet war und an Systembegriffe des
inländischen Steuerrechts anknüpfte. So
setzte die Abgabe Unternehmen im Sinne
des Umsatzsteuerrechtes voraus, die Um­
satzsteuerschuld entstand aufgrund von
Umsätzen im Sinne des Umsatzsteuer­
rechtes, ersatzweise aufgrund einer Ver­
bringung ins Ausland, wobei freilich der
Gegenstand zur gewerblichen Verwen­
dung bestimmt oder zum Zwecke der
Veredelung durch einen anderen ins Aus­
land gelangt sein mußte. Endlich ist auch
das Verfahren zur Erhebung der Steuer
den Vorschriften für das Umsatzsteuer­

recht unterworfen, es ist verbunden mit

dem zur Erhebung der gewöhnlichen
Umsatzsteuer, wie auch die Einfuhrver­
gütung in erster Linie im Rahmen des
Umsatzsteuerrechts gewährt wurde.
In erster Linie geht es dem vorlegenden
Gericht — wie schon gesagt — um eine
Klärung des Begriffes „Abgaben mit zoll­
gleichen Wirkungen".
Nach dem, was zu den Zielen deutlich
geworden ist, die mit dem Absicherungs­
gesetz verfolgt wurden, und nach der Ar­
gumentation einiger am Vorlageverfah­
ren Beteiligter kann aber gefragt werden,
ob das der zweckmäßigste Einstieg in die
Behandlung der Probleme ist, mit denen
es das vorlegende Gericht zu tun hat,
nämlich der allgemeinen Frage, ob das
Absicherungsgesetz mit dem Gemein­
schaftsrecht zu vereinbaren ist.

Tatsächlich ist denkbar — darauf läuft
jedenfalls die Argumentation der Bun­
desregierung hinaus —, daß das Absiche­
rungsgesetz als Maßnahme der Wäh­
rungs- und Konjunkturpolitik vorrangig
an den dafür geltenden Vertragsvor­
schriften zu messen ist. Denkbar ist auch,
daß sich bei einer Würdigung dieser Be­
stimmungen das Ergebnis einstellt, die
Mitgliedstaaten verfügten insofern über
einen Freiheitsraüm, der es ihnen gestat­
tet, sich über allgemeine Vertragsbestim­
mungen einschließlich derjenigen über
die Erhebung von Zöllen und zollglei­
chen Abgaben hinwegzusetzen, so daß
sich eine Beurteilung der getroffenen
Maßnahmen anhand der zollrechtlichen
Bestimmungen des Vertrages erübrigt.
Da nach der Rechtsprechung überdies
feststeht, daß der Gerichtshof in Vorla­
geverfahren nicht an die vom vorlegen­
den Richter gewählte Reihenfolge der
Fragen gebunden ist, daß er vielmehr im
Interesse einer erschöpfenden und sach­
gerechten Erledigung von Vorlageverfah­
ren alle Vorschriften berücksichtigen
kann, die nach dem bekanntgewordenen
Sachverhalt naheliegen, kann durchaus
erwogen werden; zunächst einen Blick
auf die währungs- und konjunkturpoliti­
schen Bestimmungen des Vertrages zu
werfen, um zu sehen, wie das Absiche­
rungsgesetz danach zu würdigen ist.
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In diesem Zusammenhang ist in erster
Linie Artikel 107 des Vertrages von In­
teresse, also die Vorschrift, der zufolge
jeder Mitgliedstaat seine Politik auf dem
Gebiet der Wechselkurse als eine Angele­
genheit von gemeinsamem Interesse
behandelt und nach deren Absatz 2 den
Mitgliedstaaten — unter Beachtung be­
stimmter Kriterien — die Kompetenz zur
Änderung der Wechselkurse zusteht. In­
sofern dürfte wohl gelten, daß derartige
Maßnahmen allein nach Artikel 107 zu
würdigen sind, daß jedenfalls bei Maß­
nahmen auf dem Gebiet der Wechselkur­

se eine Beurteilung nach Vorschriften
außerhalb der Artikel 103 bis 109 aus­
scheidet, was die Konsequenz einschließt,
das Verbot des Artikels 12 greife selbst
beim Vorliegen der Merkmale von Abga­
ben mit zollgleichen Wirkungen nicht
ein. Dies hat Professor Zuleeg in seinem
Gutachten, wie ich glaube, überzeugend
unter Hinweis auf die Rechtsprechung
dargelegt, die sich mit den Auswirkun­
gen von Wechselkursmaßnahmen auf
den Gemeinsamen Agrarmarkt befaßt.
Ich kann insofern verweisen auf die Ur­
teile der Rechtssachen 9/73 (EuGH 24.
Oktober 1973 — Carl Schlüter/Haupt­
zollamt Lörrach—Slg. 1973, 1160), 10/73
(EuGH 24. Oktober 1973 — Rewe-Zen­
tral AG/Hauptzollamt Kehl — Slg. 1973,
1190 und 1194) sowie 9 und 11/71
(EuGH 13. Juni 1972 — Compagnie
d'approvisionnement, de transport et de
credit, SA, und Grands Moulins de Pa­
ris, SA/Kommission der Europäischen
Gemeinschaften — Slg. 1972, 407).

Im Hinblick darauf hat die Bundesregie­
rung die Ansicht vertreten, es müsse,
wenn eine solche Beurteilung für den
Fall der Aufwertung einer Währung und
der Freigabe der Wechselkurse oder der
Schaffung gespaltener Wechselkurse zu­
treffe, ein Gleiches für Maßnahmen gel­
ten, die als Aufwertungsersatz zu be­
zeichnen sind. Als solcher aber könne
das Absicherungsgesetz angesprochen
werden, denn es habe in bezug auf einen
Teil des Warenaustausches und der Er­

bringung von grenzüberschreitenden
Dienstleistungen als beidseitig (nämlich

für Aus- und Einfuhr gleichermaßen)
wirkende Maßnahme denselben Effekt

gehabt wie eine Teilaufwertung, und es
sei für alle mit der Problematik Vertrau­

ten klar ersichtlich in der gewählten Art
lediglich erlassen worden, um die Wir­
kungen einer generellen Aufwertung auf
den Agrarmarkt zu vermeiden und die
damals erkennbare Aufwertungsspekula­
tion nicht zu honorieren.

Tatsächlich wird man schwerlich leug­
nen können, daß diese These einiges für
sich hat. Indessen habe ich letztlich doch
Zweifel, ob wir sie ohne weiteres über­
nehmen können.

Dabei denke ich nicht an die Kriterien,
die nach Artikel 107 im einzelnen zu be­

achten sind, nämlich die Wahrung des
gemeinsamen Interesses, die Berücksich­
tigung der Ziele des Artikels 104 und die
Vermeidung schwerwiegender Wettbe­
werbsverfälschungen. Insofern könnte
man nämlich — ich will das jetzt nur an­
deuten — der Meinung sein, Bedenken
seien nicht zu erkennen, einmal, weil die
anderen Mitgliedstaaten und auch die
Kommission mit der Maßnahme der

Bundesregierung offenbar einverstanden
waren, zum anderen, weil die Maßnah­
me offensichtlich im Sinne der Ziele des
Artikels 104 (Wahrung eines hohen Be­
schäftigungsstandes, Stabilisierung des
Preisniveaus, Herstellung des Zahlungs­
bilanzgleichgewichts und Sicherung des
Vertrauens in die Währung) zu wirken
bestimmt war und weil sie endlich auf

die Wiederherstellung unverzerrter Wett­
bewerbsbedingungen gerichtet war.
In Wahrheit ergeben sich vielmehr
grundsätzliche Bedenken gegen eine ex­
tensive Interpretation des Artikels 107,
was die nach ihm in Betracht kommen­

den Maßnahmen anlangt. Diese Beden­
ken leiten sich aus dem Erfordernis her,
Vertragsbestimmungen, die staatliche
Maßnahmen mit negativen Auswirkun­
gen auf das Gefüge der Gemeinschaft,
besonders auf die Agrarmarktordnungen
erlauben, eng auszulegen. Damit ist die
Annahme stillschweigend gestatteter
Durchbrechungen von zwingenden Ver­
tragsvorschriften nicht vereinbar, und
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dies, zumal die Artikel 108 und 109 des
EWG-Vertrags besondere Schutzklauseln
für Maßnahmen der Außenwirtschafts­

und Währungspolitik enthalten. Die Be­
denken hängen weiter zusammen mit der
von der Klägerin des Ausgangsverfahrens
vorgetragenen Erkenntnis, bei extensiver
Auslegung des Artikels 107 sei der
Gefahr mißbräuchlicher Manipulationen
schwer zu begegnen. Auch darf nicht
übersehen werden, daß nach dem Ver­
trag bei Maßnahmen der Währungs- und
Konjunkturpolitik grundsätzlich Wert
auf gemeinsames Handeln gelegt wird.
Schließlich kann auch noch — und das

ist im gegenwärtigen Zusammenhang si­
cher nicht von geringem Gewicht — auf
die Rechtsprechung des Gerichtshofes,
nämlich auf das Urteil der Rechtssachen

6 und 11/69 (EuGH 10. Dezember 1969
— Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften/Französische Republik —
Slg. 1969, 540) hingewiesen werden.
Darin heißt es:

„Die Artikel 108 Absatz 3 und 109 Ab­
satz 3 geben den Gemeinschaftsorganen
Ermächtigungs- und Eingriffsbefugnisse,
die gegenstandslos wären, wenn die Mit­
gliedstaaten unter dem Vorwand, ihr
Vorgehen falle ausschließlich unter die
Währungspolitik, einseitig und ohne der
Kontrolle dieser Organe unterworfen zu
sein, von den sich aus diesen Vertragsbe­
stimmungen für sie ergebenden
Verpflichtungen abweichen dürften.
... Daher ist es nicht zulässig, in Aus­
übung der den Staaten vorbehaltenen
Zuständigkeiten einseitig Maßnahmen zu
ergreifen, die der Vertrag verbietet."

Diese Feststellungen dürften auch für die
Beurteilung des vorliegenden Falles von
Bedeutung sein.

Aus allen diesen Gründen kann ich mich

nicht zu dem Vorschlag entschließen, das
Absicherungsgesetz allein nach Artikel
107 und unter Ausschluß der allgemei­
nen Vertragsbestimmungen zu beurtei­
len. Ich ziehe es vielmehr vor, die weitere
Untersuchung des Falles unter Einbezie­
hung der allgemeinen Vertragsvorschrif­
ten vorzunehmen.

Das bringt uns logischerweise zu der er­
sten Frage des vorlegenden Gerichts,
d. h. zu der Definition der Abgaben mit
zollgleichen Wirkungen, oder besser, da
dies im Grunde der Kern des Problems
ist, zu der Abgrenzung der zollgleichen
Maßnahmen im Sinne des Artikels 12
von den steuerlichen Maßnahmen im
Sinne der Artikel 95 ff.

In diesem Zusammenhang braucht zum
Begriff „Abgaben mit zollgleichen Wir­
kungen" nichts Besonderes ausgeführt zu
werden. Dazu existiert eine ausgedehnte
Rechtsprechung, die eine Reihe von Kri­
terien klargestellt hat. Alle Beteiligten
haben darauf Bezug genommen; ich
kann es jetzt ebenso halten.

Nach Meinung des Gutachters der Bun­
desregierung soll sich dazu im Hinblick
auf den gegenwärtigen Fall die Feststel­
lung ergeben, daß die Sonderumsatzsteu­
er nicht alle in der Rechtsprechung ent­
wickelten Merkmale der zollgleichen Ab­
gaben aufweist und daß aus diesem
Grunde eine Anwendung von Artikel 12
des EWG-Vertrags ausscheidet. So habe
sich keine Behinderung des Warenver­
kehrs eingestellt, weil gleichzeitig, un­
trennbar mit der Sonderumsatzsteuer

verbunden und vom Gesetzgeber als Ein­
heit gewollt, die Einfuhren in die Bun­
desrepublik Deutschland erleichtert wor­
den seien. Auch könne nicht von einer
Wettbewerbsverfälschung gesprochen
werden, es sei vielmehr zu einer Entzer­
rung der Wettbewerbsverhältnisse ge­
kommen, die dadurch gekennzeichnet
gewesen seien, daß die Preisentwicklung
in der Bundesrepublik Deutschland an­
ders verlief als in den Nachbarländern.

Ob man dieser Argumentation folgen
kann, möchte ich aber letztlich dahinge­
stellt sein lassen. — Sinnvoller dürfte es
nämlich sein, auf die Kernfrage des jetzt
zu behandelnden Problems einzugehen,
also zu untersuchen, ob es sich bei der
Sonderumsatzsteuer nicht in Wahrheit
um eine steuerliche Maßnahme handelte,
die allein nach Artikel 95 ff. des Vertra­

ges und dem dazu ergangenen sekundä­
ren Gemeinschaftsrecht, nicht dagegen
nach Artikel 12 zu beurteilen ist. Den
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Weg dafür hat der Gerichtshof in seiner
Rechtsprechung zu Einfuhrabgaben vor­
gezeichnet (EuGH 16. Juni 1966, Alfons
Lütticke GmbH/Hauptzollamt Saarlouis,
57/65 — Slg. 1966, 267; EuGH 4. April
1968, Milch-, Fett- und Eierkontor
GmbH/Hauptzollamt Saarbrücken,
25/67 — Slg. 1968, 330). Ein Gleiches
muß aber ebenso für Exportabgaben gel­
ten, zu denen Artikel 96 des Vertrages ei­
ne Sonderregelung enthält.

Nach der — wie gesagt — auf Einfuhr­
abgaben beschränkten Rechtsprechung
ist eine Abgabe als steuerliche Maßnah­
me anzusehen, wenn sie im Rahmen ei­
ner Umsatzsteuergesetzgebung erhoben
wird, wenn sie Teil eines allgemeinen
Abgabensystems ist, das unterschiedslos
inländische und eingeführte Waren er­
faßt. In einigen Urteilen ist außerdem
hinzugefügt, solchen Abgaben fehle es an
einem Schutzzweck und sie seien haupt­
sächlich fiskalischer Art (EuGH 4. April
1968, Milchwerke H. Wöhrmann und
Sohn KG/Hauptzollamt Bad Reichenhall,
7/67 — Slg. 1968, 278; EuGH 4. April
1968, Kunstmühle Tivoli/Hauptzoll­
amt Würzburg, 20/67 — Slg. 1968, 308
— in der Rechtssache 25/67 fehlt der
Hinweis auf die fiskalische Natur).

Mißt man die Sonderumsatzsteuer des
Absicherungsgesetzes an diesen Kriterien,
so kann einmal darauf hingewiesen wer­
den, daß sie, ebenso wie die Vergütung
bei der Einfuhr an die Einfuhrumsatz­

steuer, bei der Erhebung an die gewöhn­
liche Umsatzsteuer angeknüpft und daß
das dafür geltende Verfahren angewandt
wurde. Sicher, dies allein wäre für die
Qualifizierung nicht ausschlaggebend,
wurde doch in der Rechtsprechung aus­
drücklich betont, daß es für die Beurtei­
lung nach dem Vertrag auf die Art der
Erhebung einer Abgabe nicht ankomme
(EuGH 1. Juli 1969, Sociaal Fonds voor
de Diamantarbeiders/SA Ch. Brachfeld
and Sons und Chougol Diamond Co., 2
und 3/69 — Slg. 1969, 222) und daß die
Verwendung von Begriffen des Steuer­
rechtes der Mitgliedstaaten keine maß­
gebliche Richtschnur sei (EuGH 16. Juni
1966, Bundesrepublik Deutschland/

Kommission der EWG, 52 und 55/65 —
Slg. 1966, 235). Es lassen sich jetzt aber
auch noch andere Merkmale von Ge­

wicht anführen. So haben wir gesehen,
daß eine Einbettung der Sonderumsatz­
steuer in die Systematik des Umsatzsteu­
errechtes insofern gegeben war, als nur
Unternehmer belegt, also gewerbliche
Ausfuhren betroffen waren, und als zwei
Tatbestände des Gesetzes Umsätze mit

steuerrechtlicher Bemessungsgrundlage
voraussetzten, wie sie dem Zollrecht
fremd sind. Einer dieser Tatbestände be­
zieht sich überdies auf Dienstleistungen,
deren Belastung ohnehin nicht mit den
zollrechtlichen Vorschriften des Vertra­

ges zu erfassen wäre. Wenn andererseits
nicht bestritten werden kann, daß es für
einen weiteren Tatbestand wesentlich
auf das Verbringen von Waren über die
Grenze ankam, so darf nicht übersehen
werden, daß es sich insofern nur um
einen Auffangtatbestand handelte und
daß auch er überdies Züge aufwies, die
dem Zollrecht fremd sind — die aus­
schließliche Belastung von Unterneh­
mern und das Abstellen auf den Zweck
der Warenbewegung. Außerdem darf in
diesem Zusammenhang nicht vergessen
werden, daß die Grenzüberschreitung als
Anknüpfungspunkt auch dem Umsatz­
steuerrecht — sogar nach den einschlägi­
gen Ratsrichtlinien — nicht unbekannt
ist. Liefern diese Erkenntnisse bereits ge­
wichtige Indizien für eine Qualifizierung
der Abgabe nach den Artikeln 95 ff., al­
so für die Annahme, die Abgabe habe ei­
nen Bestandteil des nationalen steuerli­
chen Systems gebildet, so kommt als we­
sentlich noch die Feststellung hinzu, daß
materiell nichts anderes vorlag als — bei
der Einfuhr — eine Ermäßigung der Ein­
fuhrumsatzsteuer und — bei der Ausfuhr

— eine teilweise Beseitigung der Befrei­
ung von der Steuer, also tatsächlich steu­
errechtliche Vorgänge. Dabei wurde für
die Ausfuhr, deren Belastung stets unter
dem Niveau der Belastung inländischer
Güter blieb, das gewählte System offen­
bar nur deswegen geschaffen, weil eine
andere denkbare Möglichkeit, die Ver­
ringerung des Vorsteuerabzuges, zu be­
trächtlichen Schwierigkeiten und zu ei-
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ner ungleichen Behandlung der Unter­
nehmer geführt hätte.

Nun läßt sich andererseits zwar nicht be­
streiten — auch das wurde im Verfahren
deutlich — daß eine lückenlose Einpas­
sung in das System der Mehrwertsteuer
nicht gegeben war, weil es an einem Vor­
steuerabzug fehlte und weil von einer
Mehrphasenbesteuerung im Hinblick auf
die zusätzliche Besteuerung im Bestim­
mungsland zu sprechen war. Desgleichen
ist offensichtlich, daß es sich nicht um ei­
ne Abgabe „hauptsächlich fiskalischer
Art" handelte, sondern in erster Linie
um eine Maßnahme der Währungs-und
Konjunkturpolitik, obgleich der fiskali­
sche Aspekt im Hinblick auf Finanzie­
rung der Einfuhrvergütung nicht ohne
Bedeutung war. Letztlich entscheidend
dürfte dies jedoch nicht sein. Das gilt mit
Sicherheit für den zuletzt angeführten
Gesichtspunkt, der deswegen ohne be­
sondere Bedeutung ist, weil es heutzuta­
ge durchaus üblich ist, mit eindeutig
steuerrechtlichen Maßnahmen alle mög­
lichen wirtschaftspolitischen Ziele zu
verfolgen. Dies gilt aber ebenso für die
anderen angeführten Erwägungen, die
die Klägerin des Ausgangsverfahrens ver­
anlaßt haben, in der Sonderumsatzsteuer
einen „Fremdkörper" im Rahmen des
Umsatzsteuersystems zu sehen. Tatsäch­
lich kann es bei der Beurteilung derarti­
ger Grenzfälle, die oftmals Elemente aus
verschiedenen Rechtsbereichen aufwei­
sen, nur darauf ankommen, für welche
Qualifizierung die stärksten Elemente
sprechen, wo der Schwerpunkt der Rege­
lung zu erblicken ist. Läßt sich dies —
wie im vorliegenden Fall — eindeutig
feststellen und damit gleichzeitig aus­
schließen, daß lediglich eine rein formale
Anknüpfung an das Steuersystem vor­
liegt, so sollte man ohne Bedenken von
einer steuerlichen Maßnahme im Sinne
des Vertrages sprechen und demgemäß
eine rechtliche Beurteilung allein nach
den dafür vorgesehenen Bestimmungen,
nicht aber nach den zollrechtlichen Vor­
schriften vornehmen.

Im Hinblick auf die Vertragsbestimmun­
gen bedeutet das, daß für die Beurteilung

der Vereinbarkeit der Sonderumsatzsteu­
er mit dem Vertrag an geschriebenen Re­
geln nur der Artikel 96 in Betracht
kommt. In Wahrheit beschränkt er sich
nämlich keineswegs — wie die Klägerin
meint — auf Fragen der Exportsubven­
tionierung, sondern er ist als eine abga­
benrechtliche Vorschrift deswegen anzu­
sehen, weil er sich damit befaßt, wie weit
bei der Rückerstattung von Steuern beim
Export gegangen werden kann. Hierfür
legt Artikel 96 nur eine Obergrenze fest.
Die Mitgliedstaaten können also auch
unterhalb dieser Grenze bleiben, woraus
sich ergibt, daß eine teilweise Besteue­
rung des Exports nach Artikel 96 nicht
zu beanstanden ist. Dazu kommt außer­
dem, daß der Vertrag selbst auf dem Ge­
biet des Steuerrechts keineswegs das Be­
stimmungslandprinzip festgelegt hat und
daß demzufolge aufgrund des Vertrages
eine Besteuerung von Exporten im Ur­
sprungsland, wie sie anscheinend auch
für manche Verbrauchssteuern gilt, nicht
ausgeschlossen ist. — Es kann demnach
kein Zweifel daran sein, daß die Sonder­
umsatzsteuer des Absicherungsgesetzes
nicht gegen Bestimmungen des Vertrages
verstieß.

Sie kollidierte überdies auch nicht mit se­
kundärem Gemeinschaftsrecht. Insofern
wurden im Verfahren die beiden Mehr­
wertsteuerrichtlinien vom 11. April 1967
(ABl. 1967, S. 1301 ff.) angeführt. Die er­
ste von ihnen schreibt vor, daß die Mit­
gliedstaaten das Umsatzsteuersystem
durch ein Mehrwertsteuersystem zu er­
setzen haben und daß das Mehrwertsteu­

ersystem spätestens am 1. Januar 1970 in
Kraft zu setzen war. Die zweite Richt­
linie enthält Bestimmungen über Struk­
tur und Anwendungsmodalitäten der
Mehrwertsteuer. In ihrem Artikel 10 be­
stimmt sie — was jetzt besonders interes­
siert —, daß von der Mehrwertsteuer
Lieferungen von Gegenständen nach Or­
ten außerhalb des Anwendungsbereiches
der Mehrwertsteuer des betreffenden
Mitgliedstaates befreit sind.

Ein Verstoß dagegen kann deswegen
nicht angenommen werden, weil die
Richtlinien in ihrer ursprünglichen Fas-
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sung Verpflichtungen der Mitgliedstaa­
ten, also auch solche zur steuerlichen
Entlastung von Exporten, erst mit Wir­
kung vom 1. Januar 1970 begründeten.
Zu diesem Zeitpunkt aber wurde die
Sonderumsatzsteuer nicht mehr ange­
wandt. Entgegen der Ansicht der Kläge­
rin kann darüber hinaus auch nicht da­
von ausgegangen werden, daß es einem
Mitgliedstaat schon mit der vorzeitigen
Einführung der Mehrwertsteuer — in
der Bundesrepublik Deutschland wurde
sie bekanntlich zum 1. Januar 1968 ein­
geführt — verwehrt gewesen sei, das
Steuersystem vorübergehend so zu modi­
fizieren, daß auch gewisse Strukturele­
mente der früheren Umsatzsteuer neben
der Mehrwertsteuer zur Geltung kamen.
Eine solche Sperrwirkung gab es nämlich
nicht, wie sich mit Klarheit aus der
Rechtsprechung — EuGH 6. Oktober
1970, Grad/Finanzamt Traunstein, 9/70
— Slg. 1970, 840) ergibt, in der aus­
drücklich betont wurde, die Mitglied­
staaten hätten bis zu dem Zeitpunkt, der
für die Einführung der Mehrwertsteuer
festgelegt wurde, auf dem Gebiete der
Umsatzbesteuerung ihre Handlungsfrei­
heit behalten.

Damit steht also fest, daß die Sonderum­
satzsteuer des Absicherungsgesetzes kei­
ne Abgabe mit zollgleichen Wirkungen
darstellte und daß ihre Beurteilung nach
den steuerrechtlichen Vorschriften des

Vertrages sowie des Sekundärrechts der
Gemeinschaft nichts ergibt, was die Fest­
stellung der Unvereinbarkeit mit dem
Vertrag rechtfertigen könnte.

Im Grunde erübrigt es sich danach, auf
weitere Fragen des vorlegenden Gerichts
noch einzugehen, da diese nur für den
Fall gestellt wurden, daß ein Verstoß ge­
gen Artikel 12 anzunehmen sei. Der
Vollständigkeit halber und soweit das
nicht bereits geschehen ist, will ich aber
mit wenigen Worten auch noch zu den
Problemen Stellung nehmen, die sich im
Rahmen der zweiten Frage ergeben, also
untersuchen, mit Hilfe welcher weiterer
Vertragsbestimmungen eine Rechtferti­
gung der Sonderumsatzsteuer des Absi­
cherungsgesetzes gelingen könnte, wenn

man sie als zollgleiche Abgabe zu quali­
fizieren hätte.

— Dabei beginne ich, wie die Klägerin
in der mündlichen Verhandlung, mit den
im Vorlagebeschluß an letzter Stelle an­
geführten Vorschriften, nämlich den Ar­
tikeln 2 und 3 g des Vertrages. Zu ihnen
läßt sich in Übereinstimmung mit der
Ansicht aller Verfahrensbeteiligten kurz
dies festhalten:

Die genannten Artikel sind Vorschriften
mit Zielfestsetzungen für die Gemein­
schaft und mit der Beschreibung ihrer
Tätigkeiten. In ihrer Bedeutung für die
Auslegung des Vertrages können sie si­
cherlich kaum überschätzt werden. Sie
enthalten aber ebenso sicher keine Kom­
petenznormen oder Schutzklauseln,
schon gar nicht solche für die Mitglied­
staaten. Aus den in ihnen festgelegten
Programmsätzen, die übrigens verschie­
denartige, miteinander in Konflikt ste­
hende Ziele umschreiben, wofür dann
nach Maßgabe konkreter Vertragsbe­
stimmungen mit ihren Kompetenznor­
men eine Lösung zu suchen ist, könnte
also zweifellos eine Rechtfertigung natio­
naler Maßnahmen, die gegen bestimmte
Vertragsbestimmungen verstoßen, nicht
hergeleitet werden.

— Nicht im Vorlagebeschluß genannt,
aber im Verfahren behandelt und daher
— namentlich wegen des Zusammen­
hangs mit den währungspolitischen Vor­
schriften — zu berücksichtigen, ist so­
dann der Artikel 108, insbesondere sein
Absatz 3.

Nach Artikel 108 Absatz 1 kann ein Mit­

gliedstaat, wenn er hinsichtlich seiner
Zahlungsbilanz von Schwierigkeiten be­
troffen oder ernstlich bedroht ist, die ge­
eignet sind, das Funktionieren des Ge­
meinsamen Marktes oder die schrittweise

Verwirklichung der gemeinsamen Han­
delspolitik zu gefährden, Maßnahmen
nach Artikel 104 treffen. In diesem Zu­
sammenhang ist die Rede von Empfeh­
lungen der Kommission sowie in Absatz
2 von der Gewährung gegenseitigen Bei­
standes durch den Rat. In Absatz 3 heißt
es dann noch:

1057



SCHLUSSANTRÄGE DES HERRN REISCHL — RECHTSSACHE 27/74

„Stimmt der Rat dem von der Kommis­
sion empfohlenen gegenseitigen Beistand
nicht zu oder sind der gewährte Beistand
und die getroffenen Maßnahmen unzu­
reichend, so ermächtigt die Kommission
den in Schwierigkeiten befindlichen
Staat, Schutzmaßnahmen zu treffen, de­
ren Bedingungen und Einzelheiten sie
festlegt."

Letzteres ist in Übereinstimmung mit der
Rechtsprechung wohl dahin zu verste­
hen, daß staatliche Maßnahmen, die ge­
gen andere zwingende Vertragsbestim­
mungen verstoßen, nur mit Ermächti­
gung der Kommission möglich sind. Un­
terstellt, die Sonderumsatzsteuer des Ab­
sicherungsgesetzes wäre als zollgleiche
Abgabe anzusehen, und unter Vernach­
lässigung anderer Fragen, die sich aus
Artikel 108 ergeben (wie die Eignung der
getroffenen Maßnahmen für die Errei­
chung der verfolgten Ziele, die die Klä­
gerin besonders in Frage stellt), so wäre
also zu prüfen, ob die Maßnahmen des
Absicherungsgesetzes durch eine Er­
mächtigung der Kommission gedeckt
sind.

Die Bundesregierung beruft sich dazu
auf die Tatsache, daß sie die Kommis­
sion rechtzeitig unterrichtet hat — näm­
lich durch die bereits erwähnte Verbal­

note sowie auf der Tagung des Zehner­
klubs, auf der auch die Kommission
durch zwei Mitglieder vertreten war —
und daß die Kommission nach Prüfung
der Maßnahmen zu einer Billigung ge­
kommen ist, wie sich aus einer im Bulle­
tin 1969, Nr. 1, S. 41, veröffentlichten
Erklärung ergebe. Sie steht außerdem auf
dem Standpunkt, eine Ermächtigung der
Kommission bedürfe keines formellen
Aktes, sie könne auch stillschweigend ge­
geben werden, wie sich namentlich aus
dem. Urteil der Rechtssachen 73 und
74/63 (EuGH 18. Februar 1964 — NV
Internationale Crediet- en Handelsver­

eniging „Rotterdam" und Coöperatieve
Suikerfabriek en Raffinaderij GA „Put­
tershoek"/Minister für Landwirtschaft

und Fischerei in Den Haag — Slg. 1964,
27) ergebe.
Auch in diesem Punkt — ebenso wie bei

der Auslegung des Artikels 107 — ver­
mag ich der Auffassung der Bundesregie­
rung indessen nicht zu folgen. Eine Er­
mächtigung im Sinne von Artikel 108
Absatz 3 ist sicher eine Entscheidung ge­
mäß Artikel 189 des Vertrages, der die
Arten der Rechtsakte abschließend auf­
führt, die zur Erfüllung der Gemein­
schaftsaufgaben durch die Kommission
in Betracht kommen. Hiernach ist es
schwer vorstellbar, daß ein solcher Akt
stillschweigend ergehen könnte, heißt es
doch in Artikel 189, daß er für diejeni­
gen verbindlich ist, die er bezeichnet.
Desgleichen ist von Bedeutung, daß in
Artikel 108 Absatz 3 davon die Rede

ist, daß die Kommission die Bedingungen
und Einzelheiten der Schutzmaßnahmen

festlege, was kaum in stillschweigender
Form möglich sein dürfte. Letztlich ist
nicht zu übersehen, daß in den bereits
erwähnten Rechtssachen 73 und 74/63
tatsächlich ein förmlicher Akt der Kom­

mission vorgelegen hat und daß nur
durch Auslegung unter Berücksichtigung
aller Umstände zu ermitteln war, welche
Bedeutung er hatte und ob er sich „still­
schweigend" auch an andere Mitglied­
staaten richtete.

Ich meine also, daß über Artikel 108 Ab­
satz 3 — sollte die deutsche Maßnahme
einer Ermächtigung der Kommission be­
durft haben — für ihre Rechtfertigung
nichts zu gewinnen wäre, und dies zu­
mal, da die Kommission — wie sich jetzt
zeigt — eine Beurteilung offenbar nicht
aufgrund von Artikel 108, sondern auf­
grund der Artikel 95 ff. gegeben hat.

— Schließlich ist noch auf Artikel 109
des EWG-Vertrages einzugehen. Er sieht
für den Fall einer plötzlichen Zahlungs­
bilanzkrise, und wenn eine Entscheidung
nach Artikel 108 Absatz 2, also über den
gegenseitigen Beistand, nicht unverzüg­
lich getroffen wird, den einseitigen Erlaß
vorläufiger Schutzmaßnahmen durch den
betreffenden Mitgliedstaat vor. Diese
dürfen — wie es heißt — „nur ein Min­
destmaß an Störungen im Funktionieren
des Gemeinsamen Marktes hervorrufen

und nicht über das zur Behebung der
plötzlich aufgetretenen Schwierigkeiten
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unbedingt erforderliche Ausmaß hinaus­
gehen". Die Kommission und die ande­
ren Mitgliedstaaten sind spätestens bei
Inkrafttreten der Maßnahmen zu be­
nachrichtigen. Der Rat kann dann ent­
scheiden, daß die Schutzmaßnahmen zu
ändern, auszusetzen oder aufzuheben
sind.

Alle Beteiligten sind sich darüber einig,
daß diese Vorschrift eine einseitige
Durchbrechung von Vertragsbestim­
mungen gestattet, also auch eine vor­
übergehende Nichtbeachtung der Vor­
schriften über Zölle und zollgleiche Ab­
gaben. Sie könnte demnach, sollte es er­
forderlich sein, für die Rechtfertigung
des Absicherungsgesetzes in Betracht
kommen. Ob dies gelingt, hängt freilich
von verschiedenen Umständen ab, die —
das wurde mit Recht betont — eine
strenge Prüfung notwendig machen.

So ist wichtig, ob eine Zahlungsbilanz­
krise, die mehr ist als die in Artikel 108
erwähnten Schwierigkeiten, auch bei
Zahlungsbilanzüberschüssen angenom­
men werden kann. Das wird man wohl

bejahen können, denn auch bei übermä­
ßigen Devisenzuflüssen können die Ziele
des Artikels 2 gefährdet sein und Schutz­
maßnahmen anderer Mitgliedstaaten, die
das Funktionieren des Gemeinsamen

Marktes beeinträchtigen, nicht ausge­
schlossen werden.

Weiter ist wichtig, daß es sich um eine
plötzliche Krise handelt, also nicht um
eine Entwicklung, die sich über einen
längeren Zeitraum hinzieht. Davon
könnte gesprochen werden, wenn sich
Schwierigkeiten, wie etwa bei einer inter­
nationalen Spekulationswelle, so unver­
mittelt ergeben, daß für die Durchfüh­
rung eines Verfahrens nach Artikel 108
keine Zeit mehr bleibt.

Eine Rolle spielt auch der gegenseitige
Beistand. Er dürfte allerdings in erster
Linie bei Zahlungsbilanzdefiziten in Fra­
ge kommen, kaum dagegen bei Zah­
lungsbilanzüberschüssen, weswegen in
einem solchen Fall das entsprechende
Verfahren entbehrlich erscheint.

Für die Schutzmaßnahmen ist ferner an­
geordnet, daß sie nur ein Mindestmaß an
Störungen im Funktionieren des Gemein­
samen Marktes hervorrufen dürfen und
nicht über das zur Behebung der Schwie­
rigkeiten unbedingt erforderliche Maß
hinausgehen dürfen. Insofern kann im
gegenwärtigen Fall der Umstand von Be­
deutung sein, daß die Sonderumsatzsteu­
er nur auf gewerbliche Ausfuhren erho­
ben wurde, Marktordnungswaren aber
von ihr ausgenommen waren.

Endlich ist noch notwendig, daß die
Kommission und die anderen Mitglied­
staaten spätestens beim Inkrafttreten der
Maßnahmen benachrichtigt werden. In
der Rechtsprechung wurde dazu bereits
klargestellt, daß dies unter ausdrückli­
cher Bezugnahme auf den Artikel 109 zu
geschehen hat (EuGH 10. Dezember
1969 — Kommission/Französische Re­

publik, 6 und 11/69 — Slg. 1969, 542).
Daraus könnten sich im vorliegenden
Fall Zweifel an der Gültigkeit der getrof­
fenen Maßnahmen ergeben. Denn man
kann zwar annehmen, daß die Kommis­
sion rechtzeitig benachrichtigt wurde
und daß auch die Unterrichtung der an­
deren Mitgliedstaaten im Rahmen der
Zehnerklubtagung ausreichte, hinsicht­
lich des dort nicht vertretenen Großher­

zogtums Luxemburg vor allem wegen
der Belgisch-Luxemburgischen Wirt­
schaftsunion; es ist aber offensichtlich ei­
ne ausdrückliche Bezugnahme auf den
Artikel 109 unterblieben. Hält man es —

und dazu neige ich, weil ich in der Über­
treibung von Formalismen keinen rech­
ten Sinn sehe — für ausreichend, daß al­
le Beteiligten (Kommission und die ande­
ren Mitgliedstaaten) in klarer Form über
den Sachverhalt und die beabsichtigten
Maßnahmen unterrichtet, also in die La­
ge versetzt wurden, die notwendigen
Schlüsse im Sinne des Urteils 6 und
11/69 zu ziehen, so sehe ich auch hin­
sichtlich des zuletzt genannten Punktes
keine ernsthaften Bedenken.

Damit wäre in der gebotenen Kürze, die
sich aus der Eindeutigkeit der Beurtei­
lung nach Artikel 95 ff. erklärt, alles Er-
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forderliche auch zu der zweiten Frage
des vorlegenden Gerichts gesagt.

Für weitere Bemerkungen sehe ich kei­
nen Anlaß. Namentlich gehe ich nicht
ein auf das zusätzlich in der mündlichen
Verhandlung von der Klägerin aufge­
worfene Problem der Verletzung gemein­
schaftsrechtlicher Grundrechte durch die

Erfassung sogenannter Altkontrakte im

Rahmen der Sonderumsatzsteuer. Dazu

hat das vorlegende Gericht keine Fragen
gestellt. Dies ist auch nicht aus Versehen
geschehen, sondern offensichtlich deswe­
gen, weil sie sich infolge der gründlichen
Untersuchung der entsprechenden Pro­
blematik durch das Bundesverfassungs­
gericht, der aus der Sicht des Gemein­
schaftsrechts schwerlich etwas hinzuge­
fügt werden könnte, erübrigen.

Zusammenfassend kann ich demnach vorschlagen, dem Finanzgericht wie
folgt zu antworten:

1. Eine Abgabe, die gewerbliche Ausfuhren in andere Mitgliedstaaten der Ge­
meinschaft einer finanziellen Belastung dergestalt unterwirft, daß die Ent­
lastung von inländischen Abgaben teilweise aufgehoben wird, und die
daher eng mit dem inländischen Umsatzsteuerrecht verzahnt ist, stellt keine
Abgabe mit zollgleichen Wirkungen im Sinne des Artikels 12 des EWG-
Vertrags dar.

Die Einführung derartiger Abgaben verstößt nicht gegen steuerrechdiche
Vorschriften des EWG-Vertrags und sie wird auch nach der Einführung
der Mehrwertsteuer in einem Mitgliedstaat vor Inkrafttreten der Verbind­
lichkeit des Mehrwertsteuersystems nach den Ratsrichtlinien vom 11. April
1967 nicht durch diese ausgeschlossen.

2. Die den Mitgliedstaaten in Artikel 107 des EWG-Vertrags vorbehaltenen
Befugnisse zur Änderung der Wechselkurse umfassen nicht die Ermächti­
gung zur Einführung aufwertungsersetzender Abgaben mit zollgleichen
Wirkungen.

3. Eine Ermächtigung der Kommission zu Schutzmaßnahmen gemäß Artikel
108 Absatz 3 bedarf eines ausdrücklichen Aktes.

4. Eine plötzliche Zahlungsbilanzkrise im Sinne von Artikel 109 kann auch
bei Zahlungsbilanzüberschüssen gegeben sein, die so unvermittelt auftre­
ten, daß für die Durchführung eines Verfahrens nach Artikel 108 keine
Zeit bleibt. In derartigen Fällen kann ein Mitgliedstaat die erforderlichen,
von allgemeinen Vertragsbestimmungen über Zölle abweichenden Schutz­
maßnahmen treffen, wenn der Rat den Währungsbeistand nicht unverzüg­
lich anordnet oder dieser nicht in Betracht kommt. Voraussetzung für die
Gültigkeit der Schutzmaßnahmen ist eine klare Benachrichtigung der Kom­
mission und der anderen Mitgliedstaaten spätestens bei ihrem Inkrafttre­
ten.
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5. Die Artikel 2 und 3 g des EWG-Vertrags enthalten keine Schutzklauseln
und keine Kompetenznormen zugunsten der Mitgliedstaaten, die eine Miß­
achtung der allgemeinen Vertragsbestimmungen gestatten würden.
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